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KI am Gymnasium

Der Kommentar von Giorgio Scher-
rer («Es braucht klare Regeln statt nai-
ven Optimismus», NZZ 17. 3. 26) be-
klagt oberflächlich negative Beispiele
aus dem Schulalltag im Umgang mit KI.
Was dabei jedoch völlig ausgeklammert
wird, ist die notwendige Evolution der
Didaktik selbst.

Es geht nicht nur um eine Anpas-
sungsleistung der Schülerinnen und
Schüler und Studierenden. Der eigent-
liche Kern der Herausforderung ist die
veränderte Rolle der Lehrenden. Die
traditionelle Form des Frontalunter-
richts stösst an ihre Grenzen, wenn sich
die Wissensaneignung zunehmend ins
Eigenverantwortliche und durch KI
Unterstützte verlagert.

Gefragt sind neue Dialog- und Kol-
laborationsformen. Die Digitalisierung
schafft hier paradoxerweise mehr Raum
für analoge Auseinandersetzung: Indem
die reine Informationsvermittlung teil-
weise ins Selbststudium verlagert wird,
gewinnen wir im Unterricht Freiräume
für Diskussionen, kritisches Hinterfra-
gen von KI-generierten Inhalten und
gemeinsame Reflexion. Wir stecken
nicht mehr in den Kinderschuhen der
KI-Integration, aber im Umgang mit
ihren Möglichkeiten – besonders in der
Pädagogik – müssen wir erst noch ler-
nen, die Chancen positiv und produk-
tiv zu nutzen.

Peter Vetter, Männedorf

Solide Währung für
gesunde Wirtschaft

Nick Hayeks Belehrungen der Natio-
nalbank ufern längst aus und lassen sich
als Ablenkungsmanöver und gleichzei-
tig als fahrlässigen Hochmut bezeich-
nen («Nick Hayek schlägt Alarm wegen
Franken», NZZ 19. 3. 26).

Dieser vermag das schon beinahe
vernichtende Verdikt der Börse, die
grösseren Erfolge der Hauptkonkurren-
ten und eine sehr kritische Studie einer
amerikanischen Grossbank nicht zu
verdecken.

Ebenso klar und einleuchtend ist
die Kritik an der Führung eines eigent-
lich nur pro forma börsenkotierten
Konzerns, bei dem die Erben alles be-
stimmen und jede Kritik wegbürsten
zu müssen meinen. Auch jene an den
vermeintlich «unabhängigen» Mitglie-
dern des Verwaltungsrats. Worunter
sich mit Jean-Pierre Roth ein ehema-
liger, hoch respektierter Präsident des
Nationalbank-Direktoriums befindet.
Es ist ihm ganz offensichtlich nicht ge-
lungen, Nick Hayek vom Stellenwert
einer soliden Währung für die Stärke
des Wirtschaftsstandorts Schweiz zu
überzeugen.

Seit dem Übergang zu flexiblen
Wechselkursen im Jahre 1973 entwickelt
sich das Exportland Schweiz in einer
Weise, die ihm weltweit hohen Respekt
und gelegentlich auch, wie jetzt durch
Trump, Missgunst einträgt. Die Schweiz
ist nicht «trotz» starker Währung leis-
tungsfähig, sondern vielmehr wegen des

soliden Frankens sehr innovations- und
damit leistungsfähig.

Martin Hirzel, Präsident von Swiss-
mem, also der Branche, die am stärksten
immer wieder um die Behauptung auf
den Weltmärkten kämpft, hat dies längst
erkannt und auch schon mehrmals deut-
lich gemacht. Dass gelegentliche und
in kurzer Zeit auftretende Phasen der
Frankenstärke grosse Probleme aufwer-
fen, ist nicht zu bestreiten, jedoch kein
Grund für Rundumschläge à la Hayek.

Erich Heini, Luzern

Andere Auffassung
von Neutralität?

Der Beitrag von Georg Häsler («Der Ruf
der sicheren Schweiz wird auch so gefähr-
det», NZZ 17. 3. 26) weckt bei mir grosse
Verwunderung und schliesslich die Fest-
stellung, dass Herr Häsler eine vollkom-
men andere Vorstellung oder Auffassung
von Neutralität hat, als ich sie kenne.

Es gibt keinen Grund, aus den Vor-
kommnissen im Nahen Osten irgend-
eine Gefährdungssituation für die
Schweiz abzuleiten. Oder haben wir
amerikanische Militärstützpunkte in
unserem Land? Sind wir im Ukraine-
oder im Iran-Krieg in irgendeiner Form
beteiligt? Beides kann man mit «Nein»
beantworten.

Und dies dank unserer Neutralität,
die uns daran hindert, uns bei kriege-
rischen Handlungen zu beteiligen, die
nicht einen Angriff auf unser Land be-
inhalten. Und das ist beim Krieg im Na-
hen Osten ja eindeutig auch der Fall.

Deswegen ist die Neutralitätsinitia-
tive notwendig, da unsere Regierung
und die führenden Medien Verwirrung
stiften. Nur die klare neutrale Haltung,
keine Nato-Annäherung, keine nicht-
militärischen Zwangshandlungen (Sank-
tionen ausser Uno-Sanktionen), ist ein
Schutz für uns, wie es schon immer war.
Erst seit der Globalisierung schwingt die
Schweiz mit anderen Eliten mit. Oder
sollen unsere Söhne, Enkel und Neffen
in Nato-Kriegen sterben?

Monika Fry, Trimmis

Für eine
AKW-freie Zukunft

Deutschland verabschiedet sich von
der Illusion einer AKW-freien Zukunft.
Auch in der Schweiz setzt der Stände-
rat wieder auf Atomenergie («Abschied
von der Illusion einer AKW-freien Zu-
kunft», NZZ 13. 3. 26). Sollen wir in der
Schweiz also neue Atomkraftwerke
bauen und die Atomkraftwerke Bez-
nau 1, Beznau 2, Gösgen und Leibstadt
noch möglichst lang betreiben? Das Ri-
siko einer Katastrophe wie in Lucens
(1969), Tschernobyl (1986) und Fukus-
hima (2011) ausblenden?

Bis jetzt galt: Schritt für Schritt müs-
sen alle AKW in der Schweiz abgeschal-
tet werden, wie 2019 Mühleberg. Leib-
stadt, Gösgen und Beznau 1 und 2 wer-

den noch Jahre weiter hochgiftigen
radioaktiven Atommüll produzieren,
der Zehntausende Jahre strahlen wird.

Atomkraft wird als saubere Ener-
gie präsentiert, da sie wenig Kohlen-
dioxid erzeugt. Die Gewinnung des
AKW-Brennstoffs Uran führt aber zu
schwerwiegenden Umwelt- und Ge-
sundheitsschäden. Der Uranabbau
durch Tage- und Untertagebau verur-
sacht riesige Abraumhalden und rie-
sige Schlammbecken mit radioaktivem
Inhalt. Darin sind noch zirka 80 Pro-
zent der ursprünglichen Radioaktivität
des Gesteins enthalten. Der radioaktive
Staub wird durch den Wind verbreitet
und verseucht Grundwasser und Flüsse,
weit weg von der Schweiz.

In Erinnerung zu rufen ist auch: Für
Kleinkinder steigt das Erkrankungs-
risiko bei Krebsleiden und Leukämie
mit zunehmender Nähe des Wohnorts
zu einem Kernkraftwerk signifikant
und stetig an, wie Untersuchungen in
Deutschland zwischen 1980 und 2003
zeigten. Bei Kernkraftwerken kommt
es bei der Belegschaft und auch in der
Umgebung durch die Aufnahme kleiner
Partikel von radioaktiven Stoffen in den
Körper und deren Verbleib im Gewebe
zu einer chronischen Bestrahlung.

Heinrich Frei, Zürich

Neutralität für Frieden

Die Neutralitätsinitiative verlangt, kei-
nen Militärbündnissen beizutreten. Si-
cher bewahrt das die Schweiz nicht vor
kriegerischen Angriffen. Noch weniger
bewahrt aber eine Annäherung an das
Militärbündnis Nato die Schweiz vor
Angriffen. Die Schweiz soll auch keine
Wirtschaftssanktionen ergreifen, das ist
auch recht so.

Die Schweiz ist ein kleiner Staat, ein
Niemand unter grossen Staaten. Die
Schweiz ist jedoch gross, weil sie starke
humanitäre Fähigkeiten besitzt, wie das
Rote Kreuz, das IKRK, und die Guten
Dienste. Sie hat eine starke Wirtschaft
und wird in der Welt als gross wahr-
genommen. Damit geniesst sie einen
ausgezeichneten Ruf. Ohne Neutralität
ist diese Friedensarbeit nicht möglich.

Marianne Bürkli, Bronschhofen
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Problematische
Kurskorrektur
Gastkommentar
von REBECCA KNOTH-LETSCH

Mit dem landwirtschaftlichen Verordnungspaket 2026 verspricht
der Bundesrat administrativen Abbau und «Vereinfachung» für die
Betriebe. Kontrollen sollen reduziert, digitale Systeme verschlankt
werden. Politisch passt das in die Zeit. Fachlich stellt sich jedoch
eine unbequeme Frage: Wie verträgt sich dieses Paket mit den so-
genannten Absenkpfaden, mit denen Bundesrat und Parlament die
Umweltbelastung der Landwirtschaft eigentlich senken wollen?

Die Absenkpfade wurden als politisches Versprechen im Nach-
gang zu den abgelehnten Trinkwasser- und Pestizidinitiativen ein-
geführt, weil die bisherige Politik die Belastungsgrenzen bei Ge-
wässern und Biodiversität klar verfehlt hat. Bis 2030 sollen die
Nährstoffverluste – insbesondere von Stickstoff und Phosphor –
deutlich sinken, ebenso die Risiken bei der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln. Heute zeigen Monitorings: Die Nährstoffüber-
schüsse bleiben hartnäckig hoch, und auch beim Pflanzenschutz
reicht die Dynamik nicht, um die Zwischenziele sicher zu errei-
chen.Wir stehen also eher am Anfang der Korrektur als am Ende.

Vor diesem Hintergrund ist entscheidend, welche Instrumente
gestärkt und welche geschwächt werden. Das Verordnungspaket
setzt hier gefährliche Prioritäten. So soll die Pflicht zu regelmässi-
gen Bodenuntersuchungen auf allen Parzellen ersatzlos aus dem
Ökologischen Leistungsnachweis (ÖLN) gestrichen werden. Künf-
tig entscheidet jeder Betrieb selbst, ob und wo er Bodenanalysen
macht. Damit geht eine zentrale Grundlage verloren, um Dün-

gung gezielt und gewässerschonend zu steuern. Ohne belastbare
Kenntnis der Vorräte im Boden bleiben die Nährstoffbilanzen auf
einem Auge blind. Gleichzeitig wird die obligatorische Einführung
der digitalen Nährstoff- und Futterbilanzen auf das Jahr 2029 ver-
schoben. Das heisst: Bis dahin werden zentrale Informationen
über Nährstoffflüsse im Betrieb nur freiwillig und damit lücken-
haft vorliegen. Das ist bemerkenswert, weil dieselben digitalen
Instrumente seit Jahren als Schlüssel für eine zielorientierte und
entbürokratisierte Agrarpolitik beworben werden. Unter dem La-
bel «Digitalisierung» werden zudem Meldepflichten abgeschwächt:
Einzelne Anwendungen von Pflanzenschutzmitteln müssen nicht
mehr systematisch erfasst werden, Nährstofflagerbestände und be-
stimmte Futtermittelrücknahmen ebenfalls nicht. Für eine Politik,
die wissen muss, wo zu viele Nährstoffe oder Pestizide in die Um-
welt gelangen, ist das ein Abbau an falscher Stelle.

Besonders deutlich ist der Bruch bei den Pflanzenschutz-
mitteln. Zwei Beispiele: Vorauflaufherbizide, bisher im ÖLN ein-
geschränkt, werden wieder breiter zugelassen – obwohl gerade
diese Wirkstoffe ein erhöhtes Risiko für Auswaschung ins Grund-
wasser und Abschwemmung in Oberflächengewässer bergen. Und:
Im Weinbau werden die pestizidfreien Streifen entlang von Gewäs-
sern verkleinert. Diese Entscheidungen mögen im Einzelfall fach-
lich begründet erscheinen (zum Beispiel mit Resistenzmanage-
ment, Krankheitsdruck oder Praxisproblemen). In der Summe
signalisieren sie aber eine Verschiebung der Logik: Risiken sollen
«managebar» bleiben, statt reduziert zu werden.

Wer die Absenkpfade ernst nimmt, müsste genau umgekehrt
vorgehen: zuerst die Alternativen (idealerweise nichtchemische
Verfahren) stärken, dann Leitplanken verschärfen. Es ist unbestrit-
ten, dass die administrative Belastung der Landwirtschaft redu-
ziert werden muss. Wenn aber ausgerechnet jene Instrumente ge-
schwächt werden, die es erlauben, die Absenkpfade für Nährstoffe
und Pflanzenschutzmittel einzuhalten, dann ist das kein «techni-
scher Feinschliff», sondern eine politische Kurskorrektur.

Rebecca Knoth-Letsch ist Geschäftsführerin bei Vision Landwirtschaft.

Die administrative Entlastung
in der Landwirtschaft
darf nicht zum Preis
einer höheren Umweltbelastung erfolgen.
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In jüngster Zeit kamen zwei Datenpunkte zutage,die
das Ungleichgewicht zwischen Europa und China ver-
deutlichen. China verzeichnete im vergangenen Jahr
einen Handelsbilanzüberschuss von 1,19 Billionen
US-Dollar,den grössten jemals gemessenen.Deutsch-
land hingegen tritt in sein viertes Jahr der Stagnation
ein: Das Bruttoinlandprodukt wuchs 2025 lediglich
um 0,2 Prozent.Goldman Sachs schätzt,dass das deut-
sche Wachstum ohne die Konkurrenz aus China 0,5
Prozent erreicht hätte, was einer Wachstumsbremse
von etwa 0,3 Prozentpunkten entspricht.

Diese Entwicklung markiert eine deutliche Ab-
kehr von der Vergangenheit. Über Jahre hinweg
wirkte Chinas rasches Wachstum als Rückenwind
für die deutsche Wirtschaft, da das Land grosse
Mengen deutscher Exporte aufnahm. Diese Dyna-
mik ist inzwischen verblasst. Chinas Erholung wird
zunehmend von Exporten statt von der Binnen-
nachfrage getragen, was den Wettbewerbsdruck
auf hochentwickelte Industriesektoren im Ausland
verstärkt. De facto wächst China, indem es nach
Europa exportiert, während die industrielle Basis
Deutschlands unter Druck gerät.

Chinesische Exporte in die USA gingen im ver-
gangenen Jahr um etwa 20 Prozent zurück, wäh-
rend die Lieferungen nach Deutschland um mehr
als 8 Prozent zunahmen, da Exporteure nach der
Einführung von Zöllen ihre Waren vom amerika-
nischen Markt umlenkten.

Manipulierter Wechselkurs

Neuere Forschung zeigt das Ausmass dieses «China-
Schocks» für Deutschland seit 2020. Branchen, die
lange als Rückgrat der deutschen Wirtschaft gal-
ten – insbesondere Automobilbau und Maschinen-
bau –, stehen unter akutem Druck. Diese Indus-
trien haben historisch einen überproportional gros-
sen Anteil an den deutschen Forschungs- und Ent-
wicklungsausgaben getragen und über Jahrzehnte
den Wohlstand gesichert. Auf dem Spiel steht nun
Deutschlands Position in hochwertigen Wertschöp-
fungssegmenten wie Maschinenbau,Autos, Chemie
und Pharma – den Kernbereichen seines export-
orientierten Wirtschaftsmodells.

Vor diesem Hintergrund überrascht Deutsch-
lands jüngste Stagnation kaum. Wird Deutschland
bald nichts mehr haben, was es nach China verkau-
fen kann? Ökonomen würden diese Idee instink-
tiv zurückweisen. Nach der Logik des komparativen
Vorteils sollten sich Löhne und relative Preise so an-
passen, dass jede Volkswirtschaft zumindest einige
Spezialisierungsbereiche behält. Überträfe China
Deutschland in allen Bereichen, müssten Chinas
Löhne und sein Wechselkurs so stark steigen, dass
die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zumindest
in einigen Industrien wiederhergestellt würde.

Eine solche Anpassung setzt jedoch funktionie-
rende Marktmechanismen voraus, einschliesslich
eines frei reagierenden Wechselkurses. Genau hier
wird das Bild problematischer. Der Wert der chine-
sischen Währung Renminbi wird von den Behörden
des Landes streng gesteuert und nicht vom Markt
bestimmt. Daten der Bank für Internationalen Zah-
lungsausgleich zeigen, dass Chinas realer effektiver
Wechselkurs stark gefallen ist; der Renminbi hat
seit 2021 real um fast 20 Prozent abgewertet.

Der nominale effektive Wechselkurs ist der
Durchschnitt der Wechselkurse gegenüber Chinas
Handelspartnern, gewichtet nach deren Bedeutung
im Handel. Der reale effektive Wechselkurs korri-
giert diesen Wert um Inflationsunterschiede zwi-
schen den Ländern. China erlebt derzeit Deflation,
verursacht durch intensiven Preiswettbewerb im
Inland, während Europa nach pandemiebedingten
Lieferkettenstörungen und dem durch Russlands
Angriff auf die Ukraine ausgelösten Energieschock
einen starken Preisanstieg verzeichnete. Das Er-
gebnis ist eine erhebliche Verzerrung der Wettbe-
werbsfähigkeit, die europäische Entscheidungsträ-
ger nicht länger ignorieren können.

Welche Optionen hat Europa? Sein Einfluss
ergibt sich daraus, dass China es sich nicht leis-
ten kann, den Zugang zum europäischen Markt
zu verlieren. Der amerikanische Markt für chinesi-
sche Elektrofahrzeuge ist durch Zölle und sicher-
heitsbezogene Beschränkungen praktisch geschlos-
sen. Ohne Europa droht China eine Überkapazität
bei Elektroautos und anderen Industrieprodukten.
Marktzugang sollte daher nicht mehr bedingungs-

los gewährt werden, sondern an klare und durch-
setzbare Bedingungen geknüpft sein.

Über Jahrzehnte hinweg mussten ausländische
Unternehmen, die Zugang zum chinesischen Markt
suchten, Joint Ventures eingehen, was den Techno-
logietransfer an inländische Partner erleichterte.
Europa sollte nun einen reziproken Ansatz erwä-
gen. Wenn chinesische Unternehmen technolo-
gisch fortschrittliche Produkte in Europa verkau-
fen möchten, sollten sie verpflichtet werden, Joint
Ventures mit gleichberechtigter Beteiligung mit
europäischen Herstellern zu gründen, Know-how
zu teilen und umfassende Schulungen anzubieten.

Härtere Bandagen

Die Entscheidung der Europäischen Kommission
vom 12. Januar, von Strafzöllen auf ein System
von Mindestpreisen für chinesische Elektroauto-
importe umzuschwenken, stellt einen fehlgeleite-
ten taktischen Rückzug im wachsenden Handels-
konflikt mit Peking dar. Nach der neuen Regelung
können Hersteller, die in China produzieren – dar-
unter auch deutsche Marken –, die 35-prozentigen
Antisubventionszölle, die 2024 eingeführt wurden,
umgehen. Im Gegenzug akzeptieren sie einen «frei-
willigen» Mindestpreis für eine bestimmte Quote
von Fahrzeugen, die in die EU exportiert werden.

Auch wenn dieser Schritt als diplomatische De-
eskalation dargestellt werden kann,wird seine wirt-
schaftliche Logik zunehmend problematisch.Indem
Brüssel auf freiwillige Exportbeschränkungen statt
auf klassische Zölle setzt, lädt es chinesische Produ-
zenten faktisch dazu ein,die ökonomische Rente ab-
zuschöpfen.Anstatt durch Zolleinnahmen die euro-
päischen Staatskassen zu füllen – Einnahmeverluste
in Milliardenhöhe jährlich –, ermöglicht diese Poli-
tik den Exporteuren,den durch künstliche Mindest-
preise geschaffenenAufschlag selbst einzustreichen.

Noch wichtiger: Dieser Kurswechsel schwächt
den Einfluss der EU bei der Durchsetzung lang-
fristiger industriepolitischer Zugeständnisse. Die
glaubwürdige Drohung eines Marktausschlusses
durch Zölle war historisch der wichtigste Auslöser
für die Bildung von Joint Ventures. Solche Partner-
schaften sind entscheidend für einen «umgekehr-
ten Technologietransfer», der sicherstellt, dass tech-
nisches Wissen vom zunehmend dominanten Osten
zum wirtschaftlich schwächelnden Westen fliesst.
Ohne den Druck durch Grenzzölle verschwindet
wahrscheinlich der Anreiz für chinesische Unter-
nehmen, ihr Batterie- und Software-Know-how mit
europäischen Partnern zu teilen.

In einer Ära der Geoökonomie, in der Zölle und
Exportkontrollen routinemässig als politische Druck-
mittel eingesetzt werden, kann sich Europa strategi-
sche Zurückhaltung nicht mehr leisten. Das mag eine
unbequeme Schlussfolgerung sein, spiegelt jedoch
die Realitäten der heutigen Weltwirtschaft wider.

Dalia Marin ist Professorin für internationale Wirtschaft an
der TUM School of Management der Technischen Univer-
sität München.
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In einer Ära aggressiv
gehandhabter Geoökonomie
kann sich Europa
strategische Zurückhaltung
nicht länger leisten.

Europas fehlgeleiteter
taktischer Rückzug
Im Handel mit China schwimmen der EU die Felle davon.
Sie ist drauf und dran, ihren ökonomischen Einfluss auf Peking
leichtfertig zu verspielen. Gastkommentar von Dalia Marin


